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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen Nr. 187 

der Internationalen Arbeitsorganisation vom 15. Juni 2006 
über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 


A. Problem und Ziel 

Das am 15. Juni 2006 auf der 95. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz angenommene Übereinkommen Nr. 187 über den 
Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz enthält zusammen mit der 
Empfehlung Nr. 197 betreffend den Förderungsrahmen für den 
Arbeitsschutz Rahmenregelungen hinsichtlich der Entwicklung und 
Gestaltung einer modernen, nationalen Arbeitsschutzpolitik mit dem 
Ziel, eine gesunde und sichere Arbeitsumwelt zu fördern. Das Über- 
einkommen sieht die Entwicklung einer Innerstaatlichen Politik, eines 
innerstaatlichen Systems und eines innerstaatlichen Programms in 
Beratung mit den maßgebenden Verbänden der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer zur ständigen Verbesserung des Arbeitsschutzes vor. 

Die Anforderungen des Übereinkommens sind in der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere durch das Arbeitsschutzgesetz vom 
7. August 1996 erfüllt. Darüber hinaus ist mit dem am 5. November 
2008 in Kraft getretenen ünfallversicherungsmodernisierungsgesetz 
der Auftrag für eine Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 
gesetzlich verankert worden. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifikation des Überein- 
kommens Nr. 187 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 
15. Juni 2006 über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 
geschaffen werden. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Da die Gesetze der Bundesrepublik Deutschland den Anforderungen 
des Übereinkommens bereits in vollem Umfang entsprechen, sind 
keine Haushaltsausgaben zu erwarten. 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 

F. Bürokratiekosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin 


Januar 2010 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 187 der 
Internationalen Arbeitsorganisation vom 15. Juni 2006 über den 
Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 865. Sitzung am 18. Dezember 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Übereinkommen Nr. 187 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 15. Juni 2006 
über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das foigende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem In Genf am 15. Juni 2006 von der Allgemeinen Konferenz der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation angenommenen Übereinkommen Nr. 187 über den 
Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz wird zugestimmt. Das Übereinkom- 
men wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 8 Absatz 3 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt 
zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 


Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
anzuwenden, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikei 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des 
Grundgesetzes erforderlich, weii das Gesetz in Verbindung mit dem Vertrag 
Regeiungen des Verwaitungsverfahrens von Landesbehörden enthält, von 
denen die Länder keine abweichende Regelung treffen können. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikei 8 Absatz 3 für die Bundesrepubiik Deutschiand in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzbiatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung dieses Gesetzes 
nicht mit Kosten beiastet, weii keine möglicherweise mit Kosten verbundenen 
Änderungen des innerstaatlichen Rechts oder sonstige Maßnahmen erforderlich 
sind, um die Verpfiichtungen des Übereinkommens zu erfüiien. Aus dem 
gleichen Grund sind Auswirkungen auf die Verbraucher nicht zu erwarten. 

Für die Wirtschaft, insbesondere für die kleinen und mittieren Betriebe, ent- 
stehen ebenfalis keine Kosten. 

Die gleichsteliungspolitischen Auswirkungen des Vertragsgesetzes wurden 
geprüft. Es ergeben sich keine Hinweise auf die unterschiediiche Betroffenheit 
von Männern und Frauen. 
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Übereinkommen 187 


Übereinkommen 

über den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz, 2006 


Convention 187 


Promotional Framework 

for Occupational Safety and Health Convention, 2006 


Convention 187 


Convention 

sur le cadre promotionnel pour la securite et la sante au travail, 2006 


The General Conference of the Inter- 
national Labour Organization, 

Having been convened at Geneva by 
the Governing Body of the International 
Labour Office, and having met in its 
Ninety-fifth Session on 31 May 2006, 


Recognizing the global magnitude of 
occupational injuries, diseases and 
deaths, and the need for further action to 
reduce them, and 


Recalling that the protection of workers 
against sickness, disease and injury 
arising out of employment is among the 
objectives of the International Labour 
Organization as set out in its Constitution, 
and 

Recognizing that occupational injuries, 
diseases and deaths have a negative 
effect on productivity and on economic 
and social development, and 


Noting Paragraph lll(g) of the Declara- 
tion of Philadelphia, which provides that 
the International Labour Organization has 
the solemn Obligation to further among the 
nations of the worid programmes which 
will achieve adequate protection for the life 
and health of workers in all occupations, 
and 


MindfuI of the ILO Declaration on 
Fundamental Principles and Rights at 
Work and its Follow-Up, 1998, and 


Noting the Occupational Safety and 
Flealth Convention, 1981 (No. 155), the 
Occupational Safety and Flealth Recom- 


La Conference generale de l’Organisa- 
tion internationale du Travail, 

Convoquee ä Geneve par le Conseil 
d’administration du Bureau international 
du Travail, et s’y etant reunie le 31 mai 
2006, en sa quatre-vingt-quinzieme 
Session; 

Reconnaissant l’ampleur ä l’echelle 
mondiale des lesions et maladies pro- 
fessionnelles et des deces imputables 
au travail et la necessite de poursuivre 
l’action pour les reduire; 

Rappelant que la protection des travail- 
leurs contre les maladies generales ou 
professionnelles et les accidents resultant 
du travail figure parmi les buts de l’Organi- 
sation internationale du Travail tels 
qu’enonces dans sa Constitution; 

Reconnaissant que les lesions et mala- 
dies professionnelles et les deces impu- 
tables au travail nuisent ä la productivite et 
au developpement economique et social; 


Notant le paragraphe III g) de la Declara- 
tion de Philadelphie, qui prevoit que 
rOrganisation internationale du Travail a 
l’obligation solennelle de seconder la mise 
en Oeuvre, parmi les differentes nations du 
monde, de programmes propres ä realiser 
une protection adequate de la vie et de la 
sante des travailleurs dans toutes les 
occupations; 

Gardant ä l’esprit la Declaration de l’OIT 
relative aux principes et droits fondamen- 
taux au travail et son suivi, 1998; 


Notant la Convention {n° 155) sur la 
securite et la sante des travailleurs, 1981, 
et la recommandation (n° 1 64) sur la secu- 


(Übersetzung) 

Die Allgemeine Konferenz der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 31 . Mai 2006 zu ihrer fünf- 
undneunzigsten Tagung zusammengetre- 
ten ist, 

anerkennt das globale Ausmaß arbeits- 
bedingter Unfälle, Erkrankungen und 
Todesfälle und die Notwendigkeit weiterer 
Maßnahmen zu ihrer Reduzierung, 


erinnert daran, dass der Schutz der 
Arbeitnehmer gegen allgemeine und 
Berufskrankheiten sowie gegen Arbeits- 
unfälle zu den Zielen der Internationalen 
Arbeitsorganisation gehört, wie sie in ihrer 
Verfassung dargelegt sind, 

anerkennt, dass arbeitsbedingte Unfäl- 
le, Erkrankungen und Todesfälle sich 
negativ auf die Produktivität und die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung aus- 
wirken, 

verweist auf Absatz IN (g) der Erklärung 
von Philadelphia, dem zufolge die Interna- 
tionale Arbeitsorganisation die feierliche 
Verpflichtung hat, bei den einzelnen Natio- 
nen der Welt Programme zu fördern, die 
einen angemessenen Schutz für das 
Leben und die Gesundheit der Arbeitneh- 
mer bei allen Beschäftigungen erreichen. 


ist sich der Erklärung der IAO über 
grundlegende Prinzipien und Rechte bei 
der Arbeit und ihre Folgemaßnahmen, 
1 998, bewusst, 

verweist auf das Übereinkommen 
(Nr. 1 55) über den Arbeitsschutz, 1 981 , 
die Empfehlung (Nr. 164) betreffend den 


Drucksache 17/428 


- 8 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


mendation, 1981 (No. 164), and other 
Instruments of the International Labour 
Organization relevant to the promotional 
framework for occupational safety and 
health, and 

Recalling that the promotion of occupa- 
tional safety and health is part of the Inter- 
national Labour Organization's agenda of 
decent work for all, and 


Recalling the Conclusions concerning 
ILO standards-related activities in the area 
of occupational safety and health - a 
global strategy, adopted by the Internatio- 
nal Labour Conference at its 91 st Session 
(2003), in particular relating to ensuring 
that priority be given to occupational 
safety and health in national agendas, and 


Stressing the importance of the continu- 
ous promotion of a national preventative 
safety and health culture, and 


Having decided upon the adoption of 
certain proposals with regard to occupa- 
tional safety and health, which is the fourth 
item on the agenda of the session, and 


Having determined that these proposals 
shall take the form of an international 
Convention; 

adopts this fifteenth day of June of the 
year two thousand and six the following 
Convention, which may be cited as the 
Promotional Framework for Cccupational 
Safety and Health Convention, 2006. 

I. Definitions 

Article 1 

For the purpose of this Convention: 

(a) the term national policy refers to the 
national policy on occupational safety 
and health and the working environ- 
ment developed in accordance with 
the principles of Article 4 of the Cccu- 
pational Safety and Health Convention, 
1981 (No. 155); 

(b) the term national System for occupa- 
tional safety and health or national 
System refers to the infrastructure 
which provides the main framework for 
implementing the national policy and 
national programmes on occupational 
safety and health; 

(c) the term national Programme on occu- 
pational safety and health or national 
Programme refers to any national Pro- 
gramme that includes objectives to be 
achieved in a predetermined time 
frame, priorities and means of action 
formulated to improve occupational 
safety and health, and means to 
assess progress; 


rite et la sante des travailleurs, 1981 , et les 
autres instruments de l’Crganisation inter- 
nationale du Travail pertinents pour le 
cadre promotionnel pour la securite et la 
sante au travail; 

Rappelant que la promotion de la secu- 
rite et de la sante au travail est un element 
du Programme de l’Crganisation interna- 
tionale du Travail pour un travail decent 
pour tous; 

Rappelant les conclusions concernant 
les activites normatives de l’CIT dans le 
domaine de la securite et de la sante au 
travail - une Strategie globale, adoptees 
par la Conference internationale du Travail 
ä sa 91® Session (2003), en particulier en 
ce qui concerne le but de veiller ä ce que la 
securite et la sante au travail beneficient 
d’une priorite au niveau national; 

Soulignant l’importance de promouvoir 
de fagon continue une culture de preven- 
tion nationale en matiere de securite et de 
sante; 

Apres avoir decide d’adopter diverses 
propositions relatives ä la securite et la 
sante au travail, question qui constitue le 
quatrieme point ä l’ordre du jour de la 
Session; 

Apres avoir decide que ces propositions 
prendraient la forme d’une Convention 
internationale, 

adopte, ce quinzieme jour de juin deux 
mille six, la Convention ci-apres, qui sera 
denommee Convention sur le cadre 
promotionnel pour la securite et la sante 
au travail, 2006. 

I. Definitions 

Article 1 

Aux fins de la presente Convention: 

a) l’expression politique nationale de- 
signe la politique nationale relative ä la 
securite et la sante au travail et au 
milieu de travail definie conformement 
aux principes de l’article 4 de la Con- 
vention (n° 155) sur la securite et la 
sante des travailleurs, 1 981 ; 

b) l’expression Systeme national de secu- 
rite et de sante au travail ou Systeme 
national designe l’infrastructure qui 
constitue le cadre principal pour la 
mise en oeuvre de la politique nationale 
et des programmes nationaux de 
securite et de sante au travail; 

c) l’expression Programme national de 
securite et de sante au travail ou Pro- 
gramme national designe tout Pro- 
gramme national qui inclut des 
objectifs ä realiser selon un calendrier 
predetermine, des priorites et des 
moyens d’action etablis en vue d’ame- 
liorer la securite et la sante au travail 
ainsi que des moyens permettant 
d’evaluer les progres; 


Arbeitsschutz, 1981, und andere Instru- 
mente der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, die für den Förderungsrahmen für 
den Arbeitsschutz relevant sind. 


erinnert daran, dass die Förderung des 
Arbeitsschutzes Teil der Agenda der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation für men- 
schenwürdige Arbeit für alle ist. 


verweist auf die von der 91. Tagung 
(2003) der Internationalen Arbeitskonfe- 
renz angenommenen „Schlussfolgerungen 
über normenbezogene Tätigkeiten der lAC 
im Bereich des Arbeitsschutzes - Eine glo- 
bale Strategie“, insbesondere in Bezug 
darauf sicherzustellen, dass dem Arbeits- 
schutz in nationalen Agenden Vorrang ein- 
geräumt wird, 

betont die Bedeutung der ständigen 
Förderung einer innerstaatlichen präventi- 
ven Arbeitsschutzkultur, 


hat beschlossen, verschiedene Anträge 
anzunehmen betreffend den Arbeits- 
schutz, eine Frage, die den vierten Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 


dabei bestimmt, dass diese Anträge die 
Form eines internationalen Übereinkom- 
mens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 15. Juni 
2006, das folgende Übereinkommen an, 
das als Übereinkommen über den Förde- 
rungsrahmen für den Arbeitsschutz, 2006, 
bezeichnet wird. 

I. Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bezieht sich der Begriff „innerstaatliche 
Politik“ auf die innerstaatliche Politik 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
und der Arbeitsumwelt, die im Einklang 
mit den Grundsätzen von Artikel 4 des 
Übereinkommens (Nr. 155) über den 
Arbeitsschutz, 1981, entwickelt wird; 

b) bezieht sich der Begriff „innerstaatli- 
ches Arbeitsschutzsystem“ oder „inner- 
staatliches System“ auf die Infrastruk- 
tur, die den Hauptrahmen für die üm- 
setzung der innerstaatlichen Arbeits- 
schutzpolitik und innerstaatlicher Ar- 
beitsschutzprogramme bietet; 

c) bezieht sich der Begriff „innerstaatli- 
ches Arbeitsschutzprogramm“ oder 
„innerstaatliches Programm“ auf jedes 
innerstaatliche Programm, das in 
einem vorher festgelegten Zeitrahmen 
zu erreichende Ziele, Prioritäten und 
Aktionsmittel, die ausgearbeitet wor- 
den sind, um den Arbeitsschutz zu ver- 
bessern, sowie Mittel zur Beurteilung 
von Fortschritten umfasst; 
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(d) the term a national preventative safety 
and health culture refers to a culture in 
which the right to a safe and healthy 
working environment is respected at all 
levels, where government, employers 
and workers actively participate in 
securing a safe and healthy working 
environment through a System of 
defined rights, responsibilities and 
duties, and where the principle of pre- 
vention is accorded the highest priority. 


II. Objective 
Article 2 

1. Each Member which ratifies this 
Convention shall promote continuous 
improvement of occupational safety and 
health to prevent occupational injuries, 
diseases and deaths, by the development, 
in consultation with the most representa- 
tive organizations of employers and 
workers, of a national policy, national 
System and national Programme. 


2. Each Member shall take active Steps 
towards achieving progressively a safe 
and healthy working environment through 
a national System and national pro- 
grammes on occupational safety and 
health by taking into accountthe principles 
set out in instrumenta of the International 
Labour Organization (ILO) relevant to the 
promotional framework for occupational 
safety and health. 

3. Each Member, in consultation with 
the most representative organizations of 
employers and workers, shall periodically 
consider what measures could be taken to 
ratify relevant occupational safety and 
health Conventions of the ILO. 


III. National policy 

Article 3 

1. Each Member shall promote a safe 
and healthy working environment by 
formulating a national policy. 

2. Each Member shall promote and 
advance, at all relevant levels, the right of 
workers to a safe and healthy working 
environment. 

3. In formulating its national policy, 
each Member, in light of national condi- 
tions and practice and in consultation with 
the most representative organizations of 
employers and workers, shall promote 
basic principles such as assessing occu- 
pational risks or hazards; combating occu- 
pational risks or hazards at source; and 
developing a national preventative safety 
and health culture that includes Informa- 
tion, consultation and training. 


d) l’expression culture de prevention 
nationale en matiere de securite et de 
sante designe une culture oü le droit ä 
un milieu de travail sür et salubre est 
respecte ä tous les niveaux, oü le gou- 
vernement, les employeurs et les tra- 
vailleurs s’emploient activement ä 
assurer un milieu de travail sür et 
salubre au moyen d’un Systeme de 
droits, de responsabilites et d’obliga- 
tions definis et oü le principe de pre- 
vention se voit accorder la plus haute 
priorite. 


II. Objectif 
Article 2 

1 . Tout Membre qui ratifie la presente 
Convention doit promouvoir l’amelioration 
continue de la securite et de la sante au 
travail pour prevenir les lesions et mala- 
dies professionnelles et les deces impu- 
tables au travail par le developpement, en 
consultation avec les organisations d’em- 
ployeurs et de travailleurs les plus reprä- 
sentatives, d’une politique nationale, d’un 
Systeme national et d’un Programme 
national. 

2. Tout Membre doit prendre des mesu- 
res actives en vue de realiser progressive- 
ment un milieu de travail sür et salubre au 
moyen d’un Systeme national et de pro- 
grammes nationaux de securite et de 
sante au travail, en tenant compte des 
principes enonces dans les Instruments de 
rOrganisation internationale du Travail 
(OIT) pertinents pour le cadre promotion- 
nel pour la securite et la sante au travail. 

3. Tout Membre doit, en consultation 
avec les organisations d’employeurs et de 
travailleurs les plus repräsentatives, consi- 
derer periodiquement quelles mesures 
pourraient etre prises pour ratifier les con- 
ventions pertinentes de l’OIT relatives ä la 
securite et ä la sante au travail. 


III. Politique nationale 

Article 3 

1 . Tout Membre doit promouvoir un 
milieu de travail sür et salubre, en elabo- 
rant ä cette fin une politique nationale. 


2. Tout Membre doit promouvoir et faire 
progresser, ä tous les niveaux concernes, 
le droit des travailleurs ä un milieu de tra- 
vail sür et salubre. 

3. Lors de l’elaboration de sa politique 
nationale, tout Membre doit promouvoir, ä 
la lumiere des conditions et de la pratique 
nationales et en consultation avec les 
organisations d’employeurs et de travail- 
leurs les plus repräsentatives, des princi- 
pes de base tels que les suivants: evaluer 
les risques ou les dangers imputables au 
travail; combattre ä la source les risques 
ou les dangers imputables au travail; et 
developper une culture de prevention 


d) bezieht sich der Begriff „eine inner- 
staatliche präventive Arbeitsschutzkul- 
tur“ auf eine Kultur, in der das Recht 
auf eine sichere und gesunde Arbeits- 
umwelt auf allen Ebenen geachtet wird, 
in der Regierung, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer aktiv daran mitwirken, 
durch ein System festgelegter Rechte, 
Verantwortlichkeiten und Pflichten eine 
sichere und gesunde Arbeitsumwelt zu 
gewährleisten, und in der dem Grund- 
satz der Prävention höchste Priorität 
eingeräumt wird. 

II. Ziel 
Artikel 2 

1. Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert, hat zur Verhütung von 
arbeitsbedingten Unfällen, Erkrankungen 
und Todesfällen in Beratung mit den maß- 
gebenden Verbänden der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer die ständige Verbesse- 
rung des Arbeitsschutzes zu fördern durch 
die Entwicklung einer innerstaatlichen 
Politik, eines innerstaatlichen Systems und 
eines innerstaatlichen Programms. 

2. Jedes Mitglied hat aktive Maßnah- 
men zu ergreifen, um unter Berücksichti- 
gung der Grundsätze in den Instrumenten 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO), die für den Förderungsrahmen für 
den Arbeitsschutz relevant sind, durch das 
innerstaatliche Arbeitsschutzsystem und 
durch innerstaatliche Arbeitsschutzpro- 
gramme schrittweise eine sichere und 
gesunde Arbeitsumwelt zu verwirklichen. 

3. Jedes Mitglied hat in Beratung mit 
den maßgebenden Verbänden der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer in regelmäßi- 
gen Abständen zu erwägen, welche Maß- 
nahmen getroffen werden könnten, um die 
einschlägigen Arbeitsschutzübereinkom- 
men der IAO zu ratifizieren. 


III. Innerstaatliche Politik 

Artikel 3 

1. Jedes Mitglied hat durch die Ausar- 
beitung einer innerstaatlichen Politik eine 
sichere und gesunde Arbeitsumwelt zu 
fördern. 

2. Jedes Mitglied hat auf allen einschlä- 
gigen Ebenen das Recht der Arbeitnehmer 
auf eine sichere und gesunde Arbeitsum- 
welt zu fördern und weiterzuentwickeln. 

3. Bei der Ausarbeitung seiner inner- 
staatlichen Politik hat jedes Mitglied im 
Licht der innerstaatlichen Bedingungen 
und Praxis und in Beratung mit den maß- 
gebenden Verbänden der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer grundlegende Prinzipien 
zu fördern, wie zum Beispiel die Evaluie- 
rung von arbeitsbedingten Risiken und 
Gefahren, die Bekämpfung von arbeits- 
bedingten Risiken und Gefahren an der 
Ouelle und die Entwicklung einer inner- 
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IV. National System 

Article 4 

1. Each Member shall establish, main- 
tain, progressively develop and period- 
ically review a national System for occupa- 
tional safety and health, in consultation 
with the most repräsentative organizations 
of employers and workers. 

2. The national System for occupational 
safety and health shall include among 
others: 

(a) laws and regulations, collective agree- 
ments where appropriate, and any 
other relevant Instruments on occupa- 
tional safety and health; 

(b) an authority or body, or authorities or 
bodies, responsible for occupational 
safety and health, designated in 
accordance with national law and 
practice; 

(c) mechanisms for ensuring compliance 
with national laws and regulations, 
including Systems of inspection; and 

(d) arrangements to promote, at the level 
of the undertaking, Cooperation 
between management, workers and 
their representatives as an essential 
element of workplace-related preven- 
tion measures. 

3. The national System for occupational 
safety and health shall include, where 
appropriate: 

(a) a national tripartite advisory body, 
or bodies, addressing occupational 
safety and health issues; 

(b) Information and advisory Services on 
occupational safety and health; 

(c) the Provision of occupational safety 
and health training; 

(d) occupational health Services in 
accordance with national law and 
practice; 

(e) research on occupational safety and 
health; 

(f) a mechanism for the collection and 
analysis of data on occupational 
injuries and diseases, taking into 
account relevant ILO Instruments; 

(g) provisions for collaboration with 
relevant Insurance or social security 
schemes covering occupational 
injuries and diseases; and 

(h) Support mechanisms for a progressive 
improvement of occupational safety 
and health conditions in micro-enter- 


nationale en matiere de securite et de 
sante, qui comprenne l’information, la 
consultation et la formation. 

IV. Systeme national 

Article 4 

1 . Tout Membre doit etablir, maintenir, 
developper progressivement et reexami- 
ner periodiquement un Systeme national 
de securite et de sante au travail, en con- 
sultation avec les organisations d’em- 
ployeurs et de travailleurs les plus 
representatives. 

2. Le Systeme national de securite et de 
sante au travail doit inclure, entre autres: 

a) la legislation, les accords collectifs le 
cas echeant, et tout autre Instrument 
pertinent en matiere de securite et de 
sante au travail; 

b) une autorite ou un organisme, ou des 
autorites ou des organismes, respon- 
sables aux fins de la securite et de la 
sante au travail, designes conforme- 
ment ä la legislation et ä la pratique 
nationales; 

c) des mecanismes visant ä assurer le 
respect de la legislation nationale, y 
compris des systemes d’inspection; 

d) des mesures pour promouvoir, au 
niveau de l’etablissement, la Coopera- 
tion entre la direction, les travailleurs et 
leurs representants, en tant qu’element 
essentiel de prevention en milieu de 
travail. 

3. Le Systeme national de securite et de 
sante au travail doit inclure, s’il y a Neu: 

a) un Organe tripartite consultatif national 
ou des Organes tripartites consultatifs 
nationaux competents en matiere de 
securite et de sante au travail; 

b) des Services d’information et des 
Services consultatifs en matiere de 
securite et de sante au travail; 

c) l’offre d’une formation en matiere de 
securite et de sante au travail; 

d) des Services de sante au travail confor- 
mement ä la legislation et ä la pratique 
nationales; 

e) la recherche en matiere de securite et 
de sante au travail; 

f) un mecanisme de collecte et d’analyse 
des donnees sur les lesions et mala- 
dies professionnelles tenant compte 
des Instruments pertinents de l’OIT; 

g) des dispositions en vue d’une collabo- 
ration avec les regimes d’assurance ou 
de securite sociale couvrant les lesions 
et maladies professionnelles; 

h) des mecanismes de soutien pour 
l’arnelioration progressive des condi- 
tions de securite et de sante au travail 


staatlichen präventiven Arbeitsschutz- 
kultur, die Informationen, Beratung und 
Ausbildung umfasst. 

IV. Innerstaatliches System 

Artikel 4 

1. Jedes Mitglied hat in Beratung mit 
den maßgebenden Verbänden der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer ein inner- 
staatliches Arbeitsschutzsystem einzu- 
richten, zu unterhalten, fortlaufend weiter- 
zuentwickeln und regelmäßig zu über- 
prüfen. 

2. Das innerstaatliche Arbeitsschutz- 
system hat unter anderem zu umfassen: 

a) Rechtsvorschriften, gegebenenfalls 
Gesamtarbeitsverträge und alle sonsti- 
gen relevanten Instrumente über den 
Arbeitsschutz; 

b) eine oder mehrere für den Arbeits- 
schutz verantwortliche und im Einklang 
mit der innerstaatlichen Gesetzgebung 
und Praxis bezeichnete Stellen oder 
Gremien; 

c) Mechanismen zur Sicherstellung der 
Einhaltung der innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften, einschließlich Inspek- 
tionssystemen; 

d) Vorkehrungen zur Förderung der 
Zusammenarbeit auf Unternehmens- 
ebene zwischen Geschäftsleitung, 
Arbeitnehmern und ihren Vertretern als 
wesentliches Element von Präventi- 
onsmaßnahmen am Arbeitsplatz. 

3. Das innerstaatliche Arbeitsschutz- 
system hat, soweit angemessen, zu 
umfassen: 

a) einen innerstaatlichen dreigliedrigen 
Beirat oder innerstaatliche dreigliedri- 
ge Beiräte, die sich mit Arbeitsschutz- 
fragen befassen; 

b) Informations- und Beratungsdienste 
zum Arbeitsschutz; 

c) die Bereitstellung einer Arbeitsschutz- 
ausbildung; 

d) arbeitsmedizinische Dienste im Ein- 
klang mit der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung und Praxis; 

e) Arbeitsschutzforschung; 

f) einen Mechanismus zur Erhebung und 
Analyse von Daten über Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten unter Berück- 
sichtigung der einschlägigen Instru- 
mente der IAO; 

g) Vorkehrungen für eine Zusammenar- 
beit mit einschlägigen Versicherungs- 
oder Sozialversicherungssystemen, die 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
decken; und 

h) Unterstützungsmechanismen für eine 
fortschreitende Verbesserung der Ar- 
beitsschutzbedingungen in Kleinst-, 
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prises, in small and medium-sized 
enterprises and in the informal econ- 
omy. 

V. National Programme 

Article 5 

1 . Each Member shall formulate, Imple- 
ment, monitor, evaluate and periodically 
review a national Programme on occupa- 
tional safety and health in consultation 
with the most representative organizations 
of employers and workers. 

2. The national Programme shall: 

(a) promote the development of a national 
preventative safety and health culture; 

(b) contribute to the protection of workers 
by eliminating or minimizing, so far as 
is reasonably practicable, work-related 
hazards and risks, in accordance with 
national law and practice, in Order to 
prevent occupational injuries, diseases 
and deaths and promote safety and 
health in the workplace; 


(c) be formulated and reviewed on the 
basis of analysis of the national Situa- 
tion regarding occupational safety and 
health, including analysis of the natio- 
nal System for occupational safety and 
health; 

(d) include objectives, targets and indica- 
tors of progress; and 

(e) be supported, where possible, by other 
complementary national programmes 
and plans which will assist in achieving 
progressively a safe and healthy work- 
ing environment. 

3. The national Programme shall be 
widely publicized and, to the extent pos- 
sible, endorsed and launched by the 
highest national authorities. 


VI. Final provisions 

Article 6 

This Convention does not revise any 
international labour Conventions or 
Recommendations. 


Article 7 

The formal ratifications of this Conven- 
tion shall be communicated to the 
Director-General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 8 

1 . This Convention shall be binding only 
upon those Members of the International 
Labour Organization whose ratifications 


dans les micro-entreprises, les petites 
et moyennes entreprises et l’economie 
informelle. 

V. Programme national 

Article 5 

1 . Tout Membre doit elaborer, mettre en 
ceuvre, contröler, evaluer et reexaminer 
periodiquement un Programme national de 
securite et de sante au travail, en consulta- 
tion avec les organisations d’employeurs 
et de travailleurs les plus representatives. 

2. Le Programme national doit: 

a) promouvoir le developpement d’une 
culture de prevention nationale en 
matiere de securite et de sante; 

b) contribuer ä la protection des travail- 
leurs en eliminant ou en reduisant au 
minimum, dans la mesure oü cela est 
raisonnable et pratiquement realisable, 
les dangers et les risques lies au 
travail, conformement ä la legislation et 
ä la pratique nationales, en vue de 
prevenir les lesions et maladies profes- 
sionnelles et les deces imputables au 
travail et de promouvoir la securite et la 
sante sur le lieu de travail; 

c) etre elabore et reexamine sur la base 
d’une analyse de la Situation nationale 
en matiere de securite et de sante au 
travail comportant une analyse du Sys- 
teme national de securite et de sante 
au travail; 

d) comporter des objectifs, des cibles et 
des indicateurs de progres; 

e) etre soutenu, si possible, par d’autres 
programmes et plans nationaux com- 
plementaires qui aideront ä atteindre 
progressivement l’objectif d’un milieu 
de travail sür et salubre. 

3. Le Programme national doit etre 
largement diffuse et, dans la mesure du 
possible, appuye et lance par les plus 
hautes autorites nationales. 


VI. Dispositions finales 

Article 6 

La presente Convention ne porte 
revision d’aucune Convention ou recom- 
mandation internationale du travail. 


Article 7 

Les ratifications formelles de la presente 
Convention sont communiquees au 
Directeur general du Bureau international 
du Travail aux fins d’enregistrement. 

Article 8 

1 . La presente Convention ne lie que les 
Membres de l’Organisation internationale 
du Travail dont la ratification a ete enregis- 


Klein- und Mittelbetrieben und in der 
informellen Wirtschaft. 


V. Innerstaatliches Programm 

Artikel 5 

1. Jedes Mitglied hat in Beratung mit 
den maßgebenden Verbänden der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer ein inner- 
staatliches Arbeitsschutzprogramm aus- 
zuarbeiten, umzusetzen, zu überwachen, 
zu evaluieren und regelmäßig zu über- 
prüfen. 

2. Das innerstaatliche Programm: 

a) hat die Entwicklung einer innerstaat- 
lichen präventiven Arbeitsschutzkultur 
zu fördern; 

b) hat, soweit praktisch durchführbar, 
durch die Beseitigung arbeitsbedingter 
Gefahren und Risiken oder ihre Herab- 
setzung auf ein Mindestmaß im Ein- 
klang mit der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung und Praxis einen Beitrag zum 
Schutz der Arbeitnehmer zu leisten, 
um arbeitsbedingte Unfälle, Erkran- 
kungen und Todesfälle zu verhüten und 
den Arbeitsschutz in der Arbeitsstätte 
zu fördern; 

c) ist auf der Grundlage einer Analyse 
der innerstaatlichen Arbeitsschutzsi- 
tuation, einschließlich einer Analyse 
des innerstaatlichen Arbeitsschutzsys- 
tems, auszuarbeiten und zu überprü- 
fen; 

d) hat Ziele, Zielvorgaben und Fort- 
schrittsindikatoren zu enthalten; 

e) ist nach Möglichkeit durch andere 
ergänzende innerstaatliche Program- 
me und Pläne zu unterstützen, die 
dazu beitragen, schrittweise eine 
sichere und gesunde Arbeitsumwelt zu 
verwirklichen. 

3. Das innerstaatliche Programm ist 
weithin bekannt zu machen und, soweit es 
möglich ist, von den höchsten staatlichen 
Stellen zu unterstützen und in Gang zu set- 
zen. 

VI. Schlussbestimmungen 

Artikel 6 

Durch dieses Übereinkommen werden 
bestehende internationale Arbeitsüberein- 
kommen oder -empfehlungen nicht neu 
gefasst. 

Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses 
Übereinkommens sind dem Generaldirek- 
tor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur 
diejenigen Mitglieder der Internationalen 
Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
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have been registered with the Director- 
General of the International Labour Office. 

2. It shall come into force twelve 
months after the date on which the ratifica- 
tions of two Members have been regis- 
tered with the Director-General. 

3. Thereafter, this Convention shall 
come into force for any Member twelve 
months after the date on which its ratifica- 
tion is registered. 

Article 9 

1. A Member which has ratified this 
Convention may denounce it after the 
expiration of ten years from the date on 
which the Convention first comes into 
force, by an act communicated to the 
Director-General of the International 
Labour Office for registration. Such denun- 
ciation shall not take effect until one year 
after the date on which it is registered. 

2. Each Member which has ratified this 
Convention and which does not, within the 
year following the expiration of the period 
of ten years mentioned in the preceding 
Paragraph, exercise the right of denuncia- 
tion provided for in this Article, will be 
bound for another period of ten years and, 
thereafter, may denounce this Convention 
within the first year of each new period of 
ten years under the terms provided for in 
this Article. 


Article 10 

1. The Director-General of the Inter- 
national Labour Cffice shall notify all 
Members of the International Labour 
Crganization of the registration of all ratifi- 
cations and denunciations that have been 
communicated by the Members of the 
Crganization. 

2. When notifying the Members of the 
Crganization of the registration of the 
second ratification that has been com- 
municated, the Director-General shall 
draw the attention of the Members of the 
Crganization to the date upon which the 
Convention will come into force. 

Article 11 

The Director-General of the International 
Labour Cffice shall communicate to the 
Secretary-General of the United Nations 
for registration in accordance with 
Article 102 of the Charter of the United 
Nations full particulars of all ratifications 
and denunciations that have been regis- 
tered. 

Article 12 

At such times as it may consider neces- 
sary, the Governing Body of the Internatio- 
nal Labour Cffice shall present to the 
General Conference a report on the work- 
ing of this Convention and shall examine 
the desirability of placing on the agenda of 
the Conference the question of its revision. 


tree par le Directeur general du Bureau 
international du Travail. 

2. Elle entre en vigueur douze mois 
apres que les ratifications de deux 
Membres ont ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette Convention entre 
en vigueur pour chaque Membre douze 
mois apres la date de l’enregistrement de 
sa ratification. 


Article 9 

1 . Tout Membre ayant ratifie la presente 
Convention peut la denoncer ä l’expiration 
d’une Periode de dix annees apres la date 
de la mise en vigueur initiale de la Conven- 
tion, par un acte communique au Directeur 
general du Bureau international du Travail 
aux fins d’enregistrement. La denonciation 
ne prend effet qu’une annee apres avoir 
ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie la presente 
Convention qui, dans l’annee apres 
l’expiration de la periode de dix annees 
mentionnee au paragraphe precedent, ne 
se prevaut pas de la faculte de denoncia- 
tion prevue par le present article sera lie 
pour une nouvelle periode de dix annees 
et, par la suite, pourra denoncer la presen- 
te Convention dans la premiere annee de 
chaque nouvelle periode de dix annees 
dans les conditions prevues au present 
article. 


Article 10 

1 . Le Directeur general du Bureau inter- 
national du Travail notifie ä tous les Mem- 
bres de rCrganisation internationale du 
Travail l’enregistrement de toutes les ratifi- 
cations et denonciations qui lui sont com- 
muniquees par les Membres de l’Crgani- 
sation. 

2. En notifiant aux Membres de l’Crga- 
nisation l’enregistrement de la deuxieme 
ratification communiquee, le Directeur 
general appelle l’attention des Membres 
de rCrganisation sur la date ä laquelle la 
presente Convention entrera en vigueur. 


Article 11 

Le Directeur general du Bureau inter- 
national du Travail communique au Secre- 
taire general des Nations Unies, aux 
fins d’enregistrement, conformement ä 
l’article 102 de la Charte des Nations 
Unies, des renseignements complets au 
Sujet de toutes ratifications et denoncia- 
tions enregistrees. 

Article 12 

Chaque fois qu’il lejugera necessaire, le 
Conseil d’administration du Bureau inter- 
national du Travail presentera ä la Confe- 
rence generale un rapport sur l’application 
de la presente Convention et examinera s’il 
y a Neu d’inscrire ä l’ordre du jour de la 
Conference la question de sa revision. 


durch den Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes eingetragen ist. 

2. Es tritt, zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den 
Generaldirektor eingetragen worden sind, 
in Kraft. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkom- 
men für jedes Mitglied zwölf Monate nach 
der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 9 

1. Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert hat, kann es nach 
Ablauf von zehn Jahren seit seinem erst- 
maligen Inkrafttreten durch förmliche Mit- 
teilung an den Generaldirektor des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes kündigen. Die 
Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Sie wird zwölf Monate nach der Eintragung 
wirksam. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Überein- 
kommen ratifiziert hat und binnen eines 
Jahres nach Ablauf der in Absatz 1 
genannten zehn Jahre von dem in diesem 
Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch macht, bleibt für weitere 
zehn Jahre gebunden. In der Folge kann 
es dieses Übereinkommen innerhalb des 
ersten Jahres jedes neuen Zehnjahres- 
Zeitraums nach Maßgabe dieses Artikels 
kündigen. 


Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung aller Ratifika- 
tionen und Kündigungen, die von den Mit- 
gliedern mitgeteilt worden sind. 

2. Der Generaldirektor macht die Mit- 
glieder der Grganisation, wenn er ihnen 
von der Eintragung der zweiten Ratifika- 
tion, die mitgeteilt worden ist, Kenntnis 
gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam, zu 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 1 1 

Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes übermittelt dem Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen zur Eintra- 
gung nach Artikel 102 der Charta der Ver- 
einten Nationen vollständige Auskünfte 
über alle nach Maßgabe der vorausgehen- 
den Artikel eingetragenen Ratifikationen 
und Kündigungen. 

Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes erstattet der Allgemeinen 
Konferenz, wann immer er es für nötig 
erachtet, einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens und prüft, 
ob die Frage seiner Neufassung auf die 
Tagesordnung der Konferenz gesetzt wer- 
den soll. 
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Article 13 

1 . Should the Conference adopt a new 
Convention revising this Convention, then, 
unless the new Convention otherwise 
provides: 

(a) the ratification by a Member of the new 
revising Convention shall ipso jure 
involve the immediate denunciation of 
this Convention, notwithstanding the 
provisions of Article 9 above, if and 
when the new revising Convention 
shall have come into force; 

(b) as from the date when the new revising 
Convention comes into force, this 
Convention shall cease to be open to 
ratification by the Members. 

2. This Convention shall in any case 
remain in force in its actual form and 
Content for those Members which have 
ratified it but have not ratified the revising 
Convention. 

Article 14 

The English and French versions of 
the text of this Convention are equally 
authoritative. 


Article 13 

1 . Au cas oü la Conference adopte une 
nouvelle Convention portant revision de la 
presente Convention, et ä moins que la 
nouvelle Convention n’en dispose autre- 
ment: 

a) la ratification par un Membre de la 
nouvelle Convention portant revision 
entraine de plein droit, nonobstant 
l’article 9 ci-dessus, la denonciation 
immediate de la presente Convention, 
SOUS reserve que la nouvelle Conven- 
tion portant revision soit entree en 
vigueur; 

b) ä partir de la date de l’entree en vigueur 
de la nouvelle Convention portant 
revision, la presente Convention cesse 
d’etre ouverte ä la ratification des 
Membres. 

2. La presente Convention demeure en 
tout cas en vigueur dans sa forme et 
teneur pour les Membres qui l’auraient 
ratifiee et qui ne ratifieraient pas la Conven- 
tion portant revision. 

Article 14 

Les versions frangaise et anglaise du 
texte de la presente Convention font egale- 
ment foi. 


Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues 
Übereinkommen an, welches das vorlie- 
gende Übereinkommen neu fasst, und 
sieht das neue Übereinkommen nichts 
anderes vor, so gilt Folgendes: 

a) Die Ratifikation des neu gefassten 
Übereinkommens durch ein Mitglied 
hat ungeachtet des Artikels 9 ohne 
weiteres die Wirkung einer sofortigen 
Kündigung des vorliegenden Überein- 
kommens, sofern das neu gefasste 
Übereinkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
neu gefassten Übereinkommens an 
kann das vorliegende Übereinkommen 
von den Mitgliedern nicht mehr ratifi- 
ziert werden. 

2. In jedem Fall bleibt das vorliegende 
Übereinkommen nach Form und Inhalt für 
diejenigen Mitglieder in Kraft, die dieses, 
nicht jedoch das neu gefasste Überein- 
kommen ratifiziert haben. 

Artikel 14 

Der englische und der französische 
Wortlaut dieses Übereinkommens sind in 
gleicher Weise verbindlich. 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das Übereinkommen Nr. 187 über den Förderungsrah- 
men für den Arbeitsschutz, 2006, ist von der Konferenz 
der internationalen Arbeitsorganisation (iAO) am 15. Juni 
2006 angenommen worden. Folgende Staaten haben 
das Übereinkommen Nr. 187 bereits ratifiziert: Vereinig- 
tes Königreich, Schweden, Finniand, Dänemark, Tsche- 
chische Repubiik, Japan, Korea, Kuba, Niger und Spa- 
nien. 

Mit dem Übereinkommen wili die IAO neue Wege 
beschreiten, im Gegensatz zu den bisherigen Überein- 
kommen zum Arbeitsschutz legt es keine detaiiiierten 
Vorschriften, sondern aligemeine Grundsätze für die 
Gestaltung einer nationaien Arbeitsschutzpoiitik fest. 
Dies soii der geringen Ratifizierungsquote der bisherigen 
lAO-Übereinkommen von nur rund 20 Prozent entgegen- 
wirken. 

Zentraie Punkte des Übereinkommens sind: 

- Ausarbeitung einer nationaien Arbeitsschutzpolitik mit 
dem Ziei, eine sichere und gesunde Arbeitsumweit zu 
fördern. 

- Beteiiigung der maßgeblichen Verbände der Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer. 

- Ein nationaies Arbeitsschutzsystem muss errichtet, 
unterhaiten und fortiaufend weiterentwickeit werden. 

- Ein nationales Arbeitsschutzprogramm ist auszuarbei- 
ten, umzusetzen und zu evaluieren. 

Das Übereinkommen Nr. 187 über den Förderungsrah- 
men für den Arbeitsschutz kann ohne ergänzendes 
Umsetzungsgesetz von Deutschland ratifiziert werden. 
Die im Übereinkommen geforderten Vorgaben werden 
durch die innerstaatiiche Poiitik, das innerstaatliche 
Arbeitsschutzsystem sowie das innerstaatiiche Arbeits- 
schutzprogramm zur Verbesserung des Arbeitsschutzes 
in der Bundesrepubiik Deutschiand bereits erfüilt. 

Mit dem zur Umsetzung der Rahmenrichtiinie 
89/391 /EWG ergangenen Arbeitsschutzgesetz vom 
7. August 1996 ist in Deutschiand ein zentraies Vorschrif- 
tenwerk für den Arbeitsschutz mit einem umfassenden 
sachiichen Geltungsbereich geschaffen worden. Darüber 
hinaus ist mit dem am 5. November 2008 in Kraft 
getretenen Unfailversicherungsmodernisierungsgesetz 
(UVMG) der Auftrag für eine Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) gesetziich normiert wor- 
den. Ziei dieser Strategie ist es, die Sicherheit und die 
Gesundheit der Beschäftigten durch einen präventiv aus- 
gerichteten und systematisch wahrgenommenen 
Arbeitsschutz, ergänzt durch Maßnahmen der betrieb- 
iichen Gesundheitsförderung, zu erhalten, zu verbessern, 
zu fördern und zu evaluieren. Diese Strategie wird von 
Ländern, Unfallversicherungsträgern und Bund gemein- 
sam im Rahmen der neu geschaffenen Nationalen 
Arbeitsschutzkonferenz (NAK) getragen. Die Sozialpart- 
ner sind beteiligt und beraten die NAK. 

II. Besonderes 

Artikel 1 bestimmt die Begriffe des Übereinkommens: 

In Artikel 1 Buchstabe a wird zur Bestimmung des 
Begriffs „innerstaatliche Politik“ auf Artikel 4 des Über- 


einkommens (Nr. 1 55) über den Arbeitsschutz, 1981, ver- 
wiesen. Die ratifizierenden Mitgliedstaaten haben hier- 
nach „unter Berücksichtigung der innerstaatlichen 
Verhältnisse und Gepflogenheiten und in Beratung mit 
den maßgeblichen Verbänden der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer eine in sich geschlossene innerstaatliche 
Politik auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Arbeitsumwelt festzulegen, durchzuführen und regelmä- 
ßig zu prüfen“. Weiter heißt es im zweiten Absatz des 
Artikels 4: „Ziel dieser Politik muss es sein, Unfälle und 
Gesundheitsschäden, die infolge, im Zusammenhang mit 
oder bei der Arbeit entstehen, zu verhüten, indem die mit 
der Arbeitsumwelt verbundenen Gefahrenursachen, 
soweit praktisch durchführbar, auf ein Mindestmaß 
herabgesetzt werden.“ 

Artikel 1 Buchstabe b bestimmt den Begriff „innerstaat- 
liches Arbeitsschutzsystem“ als die Infrastruktur, die den 
Rahmen für die Arbeitsschutzpolitik und die Umsetzung 
der Arbeitsschutzprogramme bildet. 

Artikel 1 Buchstabe c definiert den Begriff „innerstaatli- 
ches Arbeitsschutzprogramm“ als jedes innerstaatliche 
Programm, das in einem vorher festgelegten Zeitrahmen 
zu erreichende Ziele, Prioritäten, Aktionsmittel, die zur 
Verbesserung des Arbeitsschutzes ausgearbeitet wer- 
den, sowie Mittel zur Beurteilung von Fortschritten 
umfasst. 

Artikel 1 Buchstabe d bestimmt den Begriff „innerstaat- 
liche präventive Arbeitsschutzkultur“ als eine Kultur, in 
der das Recht auf eine sichere und gesunde Arbeitsum- 
welt auf allen Ebenen geachtet wird und die dadurch 
gekennzeichnet ist, dass Regierung und Sozialpartner 
durch ein System festgelegter Rechte aktiv daran mitwir- 
ken, dem präventiven Arbeitsschutz Priorität einzuräu- 
men. 

Artikel 2 nennt die Ziele des Übereinkommens Nr. 187: 
Die ratifizierenden Mitgliedstaaten haben in Beratungen 
mit den Sozialpartnern und durch die Entwicklung einer 
innerstaatlichen Politik, eines innerstaatlichen Systems 
und innerstaatlichen Programms, die ständige Verbesse- 
rung des Arbeitsschutzes zu fördern, zu verbessern und 
in regelmäßigen Abständen zu erwägen, welche Maß- 
nahmen getroffen werden können, um einschlägige lAO- 
Übereinkommen zu ratifizieren. 

Artikel 3 enthält Vorgaben zur Ausgestaltung einer 
„innerstaatlichen Arbeitsschutzpolitik“. 

Artikel 4 statuiert Verpflichtungen hinsichtlich der Aus- 
gestaltung des „innerstaatlichen Arbeitsschutzsystems“. 

Artikel 5 verpflichtet die ratifzierenden Mitgliedstaaten 
zur Bereitstellung von „Arbeitsschutzprogrammen“. 

Mit dem am 5. November 2008 aktualisierten Arbeitsschutz- 
gesetz (ArbSchG), dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VII - Gesetzliche Unfallversicherung) sowie einer 
Vielzahl weiterer auf bestimmte Personengruppen bzw. 
Arbeitsschutzbereiche ausgerichteten Rechtsvorschrif- 
ten, wie z. B. dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicher- 
heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit („Arbeitssicherheitsgesetz - ASiG“), Bundes- 
berggesetz (BBergG), Chemikaliengesetz (ChemG), Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), Jugendarbeits- 
schutzgesetz (JArbSchG), Geräte- und Produktsicher- 
heitsgesetz (GPSG), Arbeitszeitgesetz (ArbZG), See- 
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mannsgesetz, erfüllt das deutsche Recht die Anforderun- 
gen des Übereinkommens in Bezug auf die in Artikel 2 
aufgeführten Ziele, in Bezug auf die „innerstaatliche 
Arbeitsschutzpolitik“ (Artikel 3 I. V. m. Artikel 1 Buch- 
stabe a), in Bezug auf ein „innerstaatliches Arbeits- 
schutzsystem als Infrastruktur“ (Artikel 4 i. V. m. Arti- 
kel 1 Buchstabe b), in Bezug auf innerstaatliche Arbeits- 
schutzprogramme (Artikel 5 i. V. m. Artikel 1 Buchsta- 
be c) sowie in Bezug auf eine innerstaatliche präventive 
Arbeitsschutzkultur (Artikel 1 Buchstabe d). 

Im Einzelnen: 

Gemäß Artikel 3 i. V. m. Artikel 1 Buchstabe a haben 
die ratifzierenden Mitgliedstaaten durch Ausarbeitung 
einer innerstaatlichen Politik eine sichere und gesunde 
Arbeitsumwelt zu fördern. Im Rahmen der Ausarbeitung 
dieser „innerstaatlichen Politik“ sind insbesondere in 
Beratung mit den maßgeblichen Verbänden der Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber grundlegende Prinzipien, wie 
die Evaluierung arbeitsbedingter Gefahren, sowie die 
Entwicklung einer „präventiven Arbeitsschutzkultur“ zu 
fördern. 

Die Umsetzung dieser Vorgaben zur „innerstaatlichen 
Arbeitsschutzpolitik“ sind in Deutschland durch die im 
Fünften Abschnitt des Arbeitsschutzgesetzes gesetzlich 
fixierte „Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie“ 
(GDA) erfolgt (§§ 20a, 20b ArbSchG). 

Die in § 20a ArbSchG normierten Kernelemente dieser 
innerstaatlichen Strategie sind: 

1. die Entwicklung gemeinsamer Ziele im Bereich des 
Arbeitsschutzes (inklusive Festlegung konkreter 
Handlungsfelder und von Eckpunkten für Arbeits- 
programme sowie Evaluierung), 

2. die Verbesserung der Zusammenarbeit der Aufsichts- 
dienste bei der Beratung und Überwachung der 
Betriebe sowie 

3. die weitere Optimierung der Rechtsetzung im Arbeits- 
schutz. 

Entwicklung, Steuerung und Fortschreibung der GDA 
obliegen gemäß § 20b ArbSchG der Nationalen Arbeits- 
schutzkonferenz, die sich aus Vertretern von Bund, Län- 
dern und Unfallversicherungsträgern zusammensetzt. 

Die Sozialpartner haben ihrer Bedeutung für den 
Gesamtprozess entsprechend eine herausgehobene 
Stellung sowohl bei der Entwicklung als auch bei der 
Festlegung der Arbeitsschutzziele, Handlungsfelder und 
Eckpunkte für Arbeitsprogramme erhalten (§ 20b Ab- 
satz 1 ArbSchG). In diesen Feldern nehmen sie mit bera- 
tender Stimme an der Nationalen Arbeitsschutzkonfe- 
renz teil. Ein in der Regel jährlich stattfindendes Arbeits- 
schutzforum bezweckt den Dialog mit den beteiligten 
Fachkreisen, der Wissenschaft und der Fachöffentlich- 
keit (§ 20b Absatz 3 ArbSchG). Die Gemeinsame Deut- 
sche Arbeitsschutzstrategie hat mittlerweile konkrete 
Gestalt bekommen. Die Träger dieser Strategie haben 
sich im Konsens mit den Sozialpartnern für den Zeitraum 
2008 - 2012 auf folgende konkrete Arbeitsschutzziele 
verständigt: 

- Verringerung von Arbeitsunfällen, 

- Verringerung von Muskel-Skelett-Belastungen und 
Erkrankungen, 

- Verringerung von Hauterkrankungen. 


Die Mitwirkung der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi- 
cherung an dieser Strategie ist in § 14 Absatz 3 SGB VII 
geregelt. 

Das deutsche Recht erfüllt insbesondere die in Artikel 3 
Absatz 2 und 3 des Übereinkommens statuierten Ver- 
pflichtungen in Bezug auf die Ausarbeitung der inner- 
staatlichen Politik. Bei der Ausarbeitung dieser Politik hat 
jedes Mitglied im Licht der nationalen Besonderheiten 
und Praxis und in Beratung mit den maßgebenden Ver- 
bänden der Arbeitnehmer und Arbeitgeber grundlegende 
Prinzipien zu fördern und weiterzuentwickeln: Die Vor- 
schriften des Arbeitsschutzgesetzes einschließlich der 
Regelungen zur Gemeinsamen Deutschen Arbeits- 
schutzstrategie gewährleisten, dass das Recht der 
Arbeitnehmer auf eine sichere und gesunde Arbeitswelt 
gefördert und auch stetig weiterentwickelt wird. Darüber 
hinaus sind aufgrund des § 18 ArbSchG für bestimmte 
Sachgebiete des Arbeitsschutzes geltende Verordnun- 
gen erlassen worden. Zu nennen sind hier die Arbeits- 
stättenverordnung, die Betriebssicherheitsverordnung, 
die Bildschirmarbeitsverordnung, die Verordnung über 
die Benutzung persönlicher Schutzausrüstung, die Lärm- 
end Vibrations-Arbeitsschutzverordnung, die Lasten- 
handhabungsverordnung, die Baustellenverordnung, die 
Biostoffverordnung, die Druckluftverordnung und die 
Gefahrstoffverordnung; letztere ist wegen weiterer 
Schutzgüter (Allgemeinbevölkerung, Umwelt) und Adres- 
saten (Hersteller gefährlicher Stoffe) zusätzlich auf das 
Chemikaliengesetz gestützt. 

Die in Artikel 3 Absatz 3 genannten Beispiele für die 
Prinzipien einer Arbeitsschutzpolitik sind in Deutschland 
in folgenden Vorschriften geregelt: „Evaluierung von 
arbeitsbedingten Risiken und Gefahren“ in § 5 ArbSchG; 
„Bekämpfung von arbeitsbedingten Risiken und Gefah- 
ren an der Quelle“ in § 4 Nummer 2 ArbSchG. Die allge- 
meine Forderung nach einer „innerstaatlichen Arbeits- 
schutzkultur, die Information, Beratung und Ausbildung 
umfasst“, ist in den §§ 3 ff. ArbSchG geregelt. Die Rege- 
lungen zur Beratung von Unternehmen und Beschäftig- 
ten in Fragen des Arbeitsschutzes sind ferner im Arbeits- 
sicherheitsgesetz (ASiG) enthalten, nämlich in § 3 ASiG 
(Aufgaben der Betriebsärzte) sowie in § 6 ASiG (Auf- 
gaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit). Die Beratung 
durch die Unfallversicherungsträger regelt § 17 SGB VII. 

Artikel 4 Absatz 1 statuiert die Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten in Beratung mit den maßgebenden Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberverbänden zur Einrichtung, 
Unterhaltung, fortlaufenden Weiterentwicklung und regel- 
mäßigen Überprüfung eines innerstaatlichen Arbeits- 
schutzsystems. Konkrete Vorgaben zur Ausgestaltung 
dieses „innerstaatlichen Arbeitsschutzsystems“ sind in 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a, b, c und d sowie Artikel 4 
Absatz 3 Buchstabe a bis h festgeschrieben: 

Das „innerstaatliche Arbeitsschutzsystem“ hat zu um- 
fassen: Rechtsvorschriften und gegebenenfalls Tarif- 
verträge, verantwortliche Stellen oder Gremien, Inspek- 
tionssysteme, Vorkehrungen zur Förderung des Arbeits- 
schutzes auf Unternehmensebene (Präventionsmaßnah- 
men). 

Das „innerstaatliche Arbeitsschutzsystem“ hat so- 
weit angemessen zu umfassen: Einen triparitäti- 
schen Beirat für Arbeitsschutzfragen, Informations- und 
Beratungsdienste, Arbeitsschutzausbildung, arbeits- 
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medizinische Dienste, Arbeitsschutzforschung, Statistik 
über Arbeitsunfälie und Berufskrankheiten, Vorkehrun- 
gen für eine Zusammenarbeit mit einschiägigen Sozial- 
versicherungssystemen sowie Unterstützung für kleine 
und mittiere Unternehmen (KMU). 

Das deutsche Recht erfüiit diese in Artikel 4 statuierten 
Verpfiichtungen. Die Regelungen des Arbeitsschutz- 
gesetzes, des Arbeitssicherheitsgesetzes sowie des 
SGB VII - Gesetzliche Unfallversicherung - enthalten 
umfassende Vorschriften zur Ausgestaltung des inner- 
staatlichen bzw. deutschen Arbeitsschutzsystems. In der 
Bundesrepublik Deutschland gibt es insbesondere, wie 
bereits oben dargestellt, ein funktionierendes Arbeits- 
schutzsystem mit der „Nationalen Arbeitsschutzkon- 
ferenz“ als „Stelle“ und dem Arbeitsschutzforum als 
Gremium, das der Einbeziehung der Sozialpartner dient 
und weiteren Arbeitsschutz- und Gesundheitsschutz- 
akteuren offensteht. Staatliche Aufsichtsbehörden und 
Inspektionsstellen der Unfallversicherungsträger sind 
wichtige Stellen des innerstaatlichen Arbeitsschutzes. 
Einzelheiten zur Förderung des Arbeitsschutzes auf 
Unternehmensebene sind im zweiten Abschnitt des 
Arbeitsschutzgesetzes in den §§ 3 ff. ArbSchG umfas- 
send geregelt. 

Im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz- 
strategie ist in § 21 Absatz 3 ArbSchG gesetzlich festge- 
schrieben worden, dass die staatlichen Stellen und die 
Unfallversicherungsträger auf der Grundlage einer 
gemeinsamen Überwachungsstrategie eng Zusammen- 
wirken und überdies der Erfahrungsaustausch sicherge- 
stellt wird. Nach Maßgabe des § 21 Absatz 3 Satz 2 
ArbSchG umfasst diese Überwachungsstrategie die 
Abstimmung allgemeiner Grundsätze zur methodischen 
Vorgehensweise bei 

1 . der Beratung und Überwachung der Betriebe, 

2. der Festlegung inhaltlicher Beratungs- und Überwa- 
chungsschwerpunkte, aufeinander abgestimmter oder 
gemeinsamer Schwerpunktaktionen und Arbeitspro- 
gramme und 

3. der Förderung eines Daten- und sonstigen Informati- 
onsaustausches, insbesondere über Betriebsbesich- 
tigungen und deren wesentliche Erkenntnisse. 

Eine analoge Regelung findet sich in § 20 Absatz 1 
SGB VII. 

Zur Stärkung der „Arbeitsmedizinischen Vorsorge“ ist am 
24. Dezember 2008 die Verordnung zur Rechtsverein- 
fachung und Stärkung der arbeitsmedizinischen Vorsor- 
ge in Kraft getreten. Mit dieser Verordnung werden insbe- 
sondere Regelungen im staatlichen Recht und in Unfall- 
verhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften 
vereinheitlicht und zusammengeführt. Diese Verordnung 
regelt Pflichten von Arbeitgebern und Ärzten und schafft 
mehr Transparenz bei Pflicht- und Angebotsuntersu- 
chungen. Zugleich wird das Recht der Beschäftigten auf 
Wunschuntersuchungen gestärkt. Derzeit noch zu wenig 
beachtete Bereiche, wie z. B. Muskel-Skelett-Erkrankun- 
gen, sollen durch diese neue Regelung erreicht werden. 
Eine zentrale Rolle übernimmt der neue Ausschuss für 
Arbeitsmedizin, der das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales beraten wird. 


Jährlich wird in der Bundesrepublik Deutschland ein sta- 
tistischer Bericht zum Stand von Sicherheit und Gesund- 
heit bei der Arbeit in Deutschland erstellt, der einen Über- 
blick über den Stand von Arbeite- und Gesundheits- 
schutz sowie deren Entwicklungen gibt. Dieser Bericht 
„Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ ist in zwei 
Teile unterteilt: Zum einen gibt es einen Textteil, der kurze 
Erläuterungen zum angebotenen statistischen Material 
enthält, und einen Tabellenteil mit weiterführendem Zah- 
lenmaterial. Zur besseren Übersicht sind im Textteil 
Verweise zu themenverwandten Tabellen im Tabellenteil 
enthalten. Beginnend mit den Rahmendaten zur Situa- 
tion von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit, wird 
ein umfassendes Bild gezeichnet: Neben Angaben zum 
Unfall- und Berufskrankheitengeschehen wird auch die 
Arbeitssituation der Erwerbstätigen dargestellt. Jedes 
Jahr enthält der Bericht darüber hinaus einen Schwer- 
punkt, z. B. einen Wirtschaftszweig (hier auch KMUs), für 
den die Besonderheiten der Arbeite- und Gesundheitssi- 
tuation detailliert analysiert werden. 

Für die „Arbeitsschutzforschung“ ist in der Bundesrepu- 
blik Deutschland insbesondere die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zuständig. Als Kompe- 
tenzpool und Wissensdienstleisterin in Sachen Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit steht diese Einrichtung der 
Politik, den Sozialpartnern, Betrieben und der Öffentlich- 
keit mit Rat und Tat zur Seite. In der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin wird für eine men- 
schengerechte Arbeitswelt mit sicheren, gesunden und 
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen geforscht, analysiert 
aber auch informiert, publiziert, koordiniert, entwickelt, 
geschult und beraten. 

Artikel 5 i. V. m. Artikel 1 Buchstabe c statuiert eine 
Verpflichtung der ratifizierenden Mitgliedstaaten zur Aus- 
arbeitung, Umsetzung, Überwachung und Evaluierung 
eines innerstaatlichen Arbeitsschutzprogramms: 

Dieses Programm muss gemäß Artikel 5 Absatz 2 die 
Entwicklung einer innerstaatlichen präventiven Arbeits- 
schutzkultur fördern und - soweit praktisch durchführ- 
bar - durch die Beseitigung arbeitsbedingter Gefahren 
und Risiken oder ihre Herabsetzung auf ein Mindestmaß 
im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und 
Praxis einen Beitrag zum Schutz der Arbeitnehmer leis- 
ten, um arbeitsbedingte Unfälle sowie Erkrankungen und 
den Arbeitsschutz in der Arbeitsstätte zu fördern. 

Mit den im Arbeitsschutzgesetz festgeschriebenen Re- 
gelungen zur Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz- 
strategie werden die Vorgaben zur Ausgestaltung „inner- 
staatlicher Arbeitsschutzprogramme“ erfüllt. Gemäß 
§ 20a Absatz 2 Nummer 2 und 3 ArbSchG ist die Erstel- 
lung innerstaatlicher Arbeitsprogramme sowie deren 
Evaluierung wesentlicher Bestandteil der deutschen 
Arbeitsschutzstrategie. Diese Programme werden von 
allen Trägern (Ländern, Unfallversicherungsträgern, Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales) bundesweit 
bekannt gemacht. Unterstützt werden die Träger dabei 
von der NAK-Geschäftsstelle, die ihren Sitz bei der Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin hat 
(§ 20b Absatz 5 ArbSchG). 

Die Artikel 6 bis 14 enthalten Schlussbestimmungen 
über die Ratifikation, das Inkrafttreten, die Kündigung 
und die Änderung des Übereinkommens. 
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Empfehlung 197 


Anlage 1 zur Denkschrift 

(Übersetzung) 


Empfehlung 

betreffend den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits- 
organisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes nach Genf einberufen wurde und am 31 . Mai 2006 
zu ihrer fünfundneunzigsten Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend den Arbeitsschutz, eine Frage, die den vierten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, dass diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkommens über 
den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz, 2006 (im 
Folgenden „das Übereinkommen“ genannt), erhalten sol- 
len. 

Die Konferenz nimmt heute, am 15. Juni 2006, die fol- 
gende Empfehlung an, die als Empfehlung betreffend 
den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz, 2006, 
bezeichnet wird. 

I. Innerstaatliche Politik 

1. Die nach Artikel 3 des Übereinkommens ausgearbei- 
tete innerstaatliche Politik sollte Teil II des Übereinkom- 
mens (Nr. 1 55) über den Arbeitsschutz, 1 981 , sowie die in 
diesem Übereinkommen genannten einschlägigen Rech- 
te, Pflichten und Verantwortlichkeiten von Arbeitneh- 
mern, Arbeitgebern und Regierungen berücksichtigen. 

II. Innerstaatliches System 

2. Bei der Einrichtung, Unterhaltung, fortlaufenden Ent- 
wicklung und regelmäßigen Überprüfung des in Artikel 1 b) 
des Übereinkommens definierten innerstaatlichen Ar- 
beitsschutzsystems: 

a) sollten die Mitglieder die für den Förderungsrahmen 
für den Arbeitsschutz relevanten und im Anhang die- 
ser Empfehlung aufgeführten Urkunden der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation berücksichtigen, insbe- 
sondere das Übereinkommen (Nr. 155) über den 
Arbeitsschutz, 1981, das Übereinkommen (Nr. 81) 
über die Arbeitsaufsicht, 1947, und das Übereinkom- 
men (Nr. 129) über die Arbeitsaufsicht (Landwirt- 
schaft), 1969; 

b) können die Mitglieder die in Artikel 4 (1) des Überein- 
kommens vorgesehenen Beratungen auf andere inte- 
ressierte Parteien ausdehnen. 

3. Im Hinblick auf die Verhütung von arbeitsbedingten 
Unfällen, Erkrankungen und Todesfällen sollte das inner- 
staatliche System geeignete Maßnahmen für den Schutz 
aller Arbeitnehmer vorsehen, insbesondere der Arbeit- 
nehmer in Hochrisikosektoren und verletzlicher Arbeit- 
nehmer, wie zum Beispiel Arbeitnehmer in der informel- 
len Wirtschaft, Wanderarbeitnehmer und junge Arbeit- 
nehmer. 


4. Die Mitglieder sollten Maßnahmen ergreifen, um die 
Sicherheit und Gesundheit von Arbeitnehmern beiderlei 
Geschlechts zu schützen, einschließlich des Schutzes 
ihrer reproduktiven Gesundheit. 

5. Bei der Förderung einer innerstaatlichen präventiven 
Arbeitsschutzkultur im Sinne des Artikels 1 d) des Über- 
einkommens sollten sich die Mitglieder darum bemühen: 

a) durch nationale Kampagnen, die gegebenenfalls mit 
Initiativen auf der Arbeitsplatzebene und internationa- 
len Initiativen verbunden werden, das Bewusstsein für 
den Arbeitsschutz am Arbeitsplatz und in der Öffent- 
lichkeit zu verbessern: 

b) Mechanismen zur Durchführung der Arbeitsschutz- 
erziehung und -ausbildung zu fördern, insbesondere 
für Führungskräfte, Aufsichtspersonen, Arbeitnehmer 
und ihre Vertreter sowie für den Arbeitsschutz zustän- 
dige staatliche Bedienstete; 

c) Arbeitsschutzkonzepte und gegebenenfalls -kompe- 
tenzen in Bildungs- und Berufsbildungsprogramme 
aufzunehmen; 

d) den Austausch von Arbeitsschutzstatistiken und 
-daten zwischen zuständigen Behörden, Arbeitge- 
bern, Arbeitnehmern und ihren Vertretern zu erleich- 
tern; 

e) im Hinblick auf die Beseitigung arbeitsbedingter 
Gefahren und Risiken oder ihre Verringerung auf ein 
Mindestmaß, soweit dies sinnvoll und praktisch mög- 
lich ist, Arbeitgeber und Arbeitnehmer und ihre Ver- 
bände zu informieren und zu beraten und die Zusam- 
menarbeit zwischen ihnen zu fördern oder zu erleich- 
tern; 

f) im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung 
und Praxis auf der Arbeitsplatzebene die Festlegung 
von Arbeitsschutzpolitiken, die Einsetzung von 
gemeinsamen Arbeitsschutzausschüssen und die 
Benennung von Arbeitsschutzbeauftragten der 
Arbeitnehmer zu fördern; 

g) im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung 
und Praxis die Probleme von Kleinst-, Klein- und Mit- 
telbetrieben sowie von Subunternehmern bei der 
Umsetzung von Arbeitsschutzmaßnahmen und -Vor- 
schriften anzugehen. 

6. Die Mitglieder sollten einen Arbeitsschutzmanage- 
ment-Systemansatz fördern, wie zum Beispiel in den 
Leitlinien für Arbeitsschutz-Managementsysteme (ILO- 
OSH 2001) dargestellt. 

III. Innerstaatliches Programm 

7. Das in Artikel 1 c) des Übereinkommens definierte 
innerstaatliche Arbeitsschutzprogramm sollte sich auf 
Grundsätze der Evaluierung und des Managements von 
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Gefahren und Risiken stützen, insbesondere auf Arbeits- 
piatzebene. 

8. Das innerstaatliche Programm soiite Handlungspriori- 
täten benennen, die in regelmäßigen Abständen über- 
prüft und aktualisiert werden soliten. 

9. Bei der Ausarbeitung und Überprüfung des inner- 
staatiichen Programms können die Mitgiieder die in Arti- 
kel 5 (1) des Übereinkommens vorgesehenen Beratungen 
auf andere interessierte Parteien ausdehnen. 

10. Zur Durchführung der Bestimmungen von Artikei 5 
des Übereinkommens soiite das innerstaatiiche Pro- 
gramm aktiv präventive Maßnahmen und Tätigkeiten am 
Arbeitspiatz fördern, an denen Arbeitgeber, Arbeitneh- 
mer und ihre Vertreter beteiiigt sind. 

11. Das innerstaatliche Arbeitsschutzprogramm soiite, 
soweit angemessen, mit anderen innerstaatlichen Pro- 
grammen und Piänen koordiniert werden, beispieisweise 
mit denen, die sich auf die öffentiiche Gesundheit und die 
wirtschaftliche Entwickiung beziehen. 

12. Bei der Ausarbeitung und Überprüfung des inner- 
staatiichen Arbeitsschutzprogramms soiiten die Mitgiie- 
der, unbeschadet ihrer Verpfiichtungen aus den von 
ihnen ratifizierten Übereinkommen, die für den Förde- 
rungsrahmen für den Arbeitsschutz reievanten Urkunden 
der IAO, die im Anhang dieser Empfehlung aufgeführt 
werden, berücksichtigen. 

IV. Innerstaatliches Profil 

13. Die Mitgiieder soliten ein innerstaatiiches Profii 
erstehen und regelmäßig aktuaiisieren, das die jeweiiige 
Situation im Bereich des Arbeitsschutzes und die bei der 
Verwirklichung einer sicheren und gesunden Arbeitsum- 
weit erzielten Fortschritte zusammenfasst. Das Profii 
soiite bei der Ausarbeitung und Überprüfung des inner- 
staatiichen Programms ais Grundiage dienen. 

14. (1) Das innerstaatiiche Arbeitsschutzprofil sollte 
gegebenenfalls Informationen über die folgenden Ele- 
mente umfassen: 

a) Rechtsvorschriften, gegebenenfalls Gesamtarbeits- 
verträge und alle sonstigen relevanten Instrumente 
über den Arbeitsschutz; 

b) eine oder mehrere für den Arbeitsschutz verantwortli- 
che und im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung und Praxis bezeichnete Stellen oder Gremien; 

c) Mechanismen zur Sicherstellung der Einhaltung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften, einschließlich 
I nspektionssystemen ; 

d) Vorkehrungen zur Förderung der Zusammenarbeit auf 
Unternehmensebene zwischen Geschäftsleitung, 
Arbeitnehmern und ihren Vertretern als wesentliches 
Element von Präventionsmaßnahmen am Arbeits- 
platz; 

e) einen innerstaatlichen dreigliedrigen Beirat oder 
innerstaatliche dreigliedrige Beiräte, die sich mit 
Arbeitsschutzfragen befassen; 

f) Informations- und Beratungsdienste zum Arbeits- 
schutz; 

g) die Bereitstellung einer Arbeitsschutzausbildung; 


h) arbeitsmedizinische Dienste im Einklang mit der 
innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis; 

i) Arbeitsschutzforschung; 

j) den Mechanismus zur Erhebung und Analyse von 
Daten über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
sowie ihre Ursachen unter Berücksichtigung der ein- 
schlägigen Instrumente der IAO; 

k) Vorkehrungen für eine Zusammenarbeit mit einschlä- 
gigen Versicherungs- oder Sozialversicherungssyste- 
men, die Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
decken; 

l) Unterstützungsmechanismen für eine fortschreitende 
Verbesserung der Arbeitsschutzbedingungen in 
Kleinst-, Klein- und Mittelbetrieben und in der infor- 
mellen Wirtschaft. 

(2) Außerdem sollte das innerstaatliche Arbeitsschutz- 
profil, soweit angemessen, Informationen über die fol- 
genden Elemente umfassen: 

a) Mechanismen für die Koordinierung und Zusammen- 
arbeit auf innerstaatlicher und betrieblicher Ebene, 
einschließlich innerstaatlicher Programmüberprü- 
fungsmechanismen; 

b) technische Normen, Richtliniensammlungen und Leit- 
linien zum Arbeitsschutz; 

c) Bildungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen, ein- 
schließlich Förderungsinitiativen; 

d) spezialisierte technische, medizinische und wissen- 
schaftliche Einrichtungen, die mit verschiedenen 
Aspekten des Arbeitsschutzes befasst sind, ein- 
schließlich Forschungsinstituten und -labors, die auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes tätig sind; 

e) im Bereich des Arbeitsschutzes tätige Personen, wie 
Inspektoren, Arbeitsschutzbeauftragte, Arbeitsmedi- 
ziner und Arbeitshygieniker; 

f) Statistiken über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten; 

g) Arbeitsschutzpolitiken und -Programme von Arbeitge- 
ber- und Arbeitnehmerverbänden; 

h) regelmäßige oder laufende Tätigkeiten im Zusam- 
menhang mit dem Arbeitsschutz, einschließlich der 
internationalen Zusammenarbeit; 

i) Finanz- und Haushaltsmittel im Bereich des Arbeits- 
schutzes; und 

j) Daten zu Demografie, Alphabetisierung, Wirtschaft 
und Beschäftigung, soweit verfügbar, sowie alle 
anderen relevanten Informationen. 

V. Internationale Zusammenarbeit 
und Informationsaustausch 

15. Die Internationale Arbeitsorganisation sollte: 

a) die internationale technische Zusammenarbeit im 
Bereich des Arbeitsschutzes erleichtern, um Länder, 
insbesondere Entwicklungsländer, bei folgenden Auf- 
gaben zu unterstützen: 

i) Stärkung ihrer Kapazität zur Schaffung und Auf- 
rechterhaltung einer innerstaatlichen präventiven 
Arbeitsschutzkultur: 

il) Förderung eines Managementsystemansatzes 
beim Arbeitsschutz; 
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iii) Förderung der Ratifizierung, soweit es sich um 
Übereinkommen handelt, und Durchführung von 
Urkunden der IAO, die für den Förderungsrahmen 
für den Arbeitsschutz relevant und im Anhang die- 
ser Empfehlung aufgeführt sind; 

b) den Austausch von Informationen über die innerstaat- 
liche Politik im Sinne des Artikels 1 a) des Überein- 
kommens über innerstaatliche Arbeitsprogramme 
und -Systeme, einschließlich über bewährte Praktiken 
und innovative Ansätze, und die Ermittlung neuer und 
neu entstehender Gefahren und Risiken am Arbeits- 
platz erleichtern; und 


c) Informationen über Fortschritte bei der Verwirklichung 
einer sicheren und gesunden Arbeitsumwelt bereit- 
stellen. 

VI. Aktualisierung des Anhangs 

16. Der Anhang dieser Empfehlung sollte vom Verwal- 
tungsrat des Internationalen Arbeitsamtes überprüft und 
aktualisiert werden. Jeder so erstellte neu gefasste 
Anhang ist vom Verwaltungsrat anzunehmen und ersetzt 
den vorausgegangenen Anhang, nachdem er den Mit- 
gliedern der Internationalen Arbeitsorganisation übermit- 
telt worden ist. 
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Anhang 

Urkunden der Internationalen Arbeitsorganisation, 
die für den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz relevant sind 

I. Übereinkommen 

Übereinkommen (Nr. 81 ) über die Arbeitsaufsicht, 1947 
Übereinkommen (Nr. 115) überden Strahlenschutz, 1960 

Übereinkommen (Nr. 120) über den Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 
1964 

Übereinkommen (Nr. 121) über Leistungen bei Arbeitsunfälien und Berufskrank- 
heiten, 1964 

Übereinkommen (Nr. 129) über die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969 
Übereinkommen (Nr. 139) über Berufskrebs, 1974 

Übereinkommen (Nr. 148) über die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen), 1977 

Übereinkommen (Nr. 152) über den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979 
Übereinkommen (Nr. 155) überden Arbeitsschutz, 1981 
Übereinkommen (Nr. 161 ) über die betriebsärztlichen Dienste, 1985 
Übereinkommen (Nr. 162) über Asbest, 1986 

Übereinkommen (Nr. 167) überden Arbeitsschutz im Bauwesen, 1988 
Übereinkommen (Nr. 170) über chemische Stoffe, 1990 
Übereinkommen (Nr. 174) über die Verhütung von industrielien Störfälien, 1993 
Übereinkommen (Nr. 176) überden Arbeitsschutz in Bergwerken, 1995 
Protokoii von 1 995 zum Übereinkommen (Nr. 81 ) über die Arbeitsaufsicht, 1 947 
Übereinkommen (Nr. 184) über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft, 2001 
Protokoii von 2002 zum Übereinkommen (Nr. 1 55) über den Arbeitsschutz, 1 981 

i i . Em pf eh I u ngen 

Empfehiung (Nr. 81 ) betreffend die Arbeitsaufsicht, 1947 

Empfehiung (Nr. 82) betreffend die Arbeitsaufsicht (Bergbau und Verkehr), 1947 

Empfehiung (Nr. 97) betreffend den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer, 1953 

Empfehiung (Nr. 102) betreffend Soziaieinrichtungen, 1956 

Empfehiung (Nr. 114) betreffend den Strahienschutz, 1960 

Empfehiung (Nr. 115) betreffend Arbeiterwohnungen, 1961 

Empfehiung (Nr. 120) betreffend den Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 
1964 

Empfehlung (Nr. 121) über Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankhei- 
ten, 1964 

Empfehlung (Nr. 133) betreffend die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969 
Empfehlung (Nr. 147) betreffend Berufskrebs, 1974 

Empfehlung (Nr. 156) betreffend die Arbeitsumwelt (Luftverunreinigung, Lärm 
und Vibrationen), 1977 

Empfehlung (Nr. 160) betreffend den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979 
Empfehlung (Nr. 164) betreffend den Arbeitsschutz, 1981 
Empfehlung (Nr. 171) betreffend die betriebsärztlichen Dienste, 1985 
Empfehlung (Nr. 172) betreffend Asbest, 1986 

Empfehlung (Nr. 175) betreffend den Arbeitsschutz im Bauwesen, 1988 
Empfehlung (Nr. 177) betreffend chemische Stoffe, 1990 
Empfehlung (Nr. 181) betreffend die Verhütung von industriellen Störfällen, 1993 
Empfehlung (Nr. 183) betreffend den Arbeitsschutz in Bergwerken, 1995 
Empfehlung (Nr. 192) betreffend den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft, 2001 
Empfehlung (Nr. 194) betreffend die Liste der Berufskrankheiten, 2002 
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Anlage 2 zur Denkschrift 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Empfehlung Nr. 197 vom 15. Juni 2006 
der Internationaien Arbeitsorganisation 
betreffend den Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz 


I. Allgemeines 

Die Empfehlung Nr. 197 befasst sich mit der innerstaat- 
lichen Arbeitsschutzpolitik, dem dazugehörenden Arbeits- 
schutzsystem und -Programm, sowie dem nationalen 
Arbeitsschutzprofil und der internationalen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes. Im Anhang 
sind die Urkunden der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (IAO) aufgeführt, die für den Förderungsrahmen für 
den Arbeitsschutz relevant sind. 

In den Teilen I (innerstaatliche Politik) und II (innerstaat- 
liches System) wird auf ältere Übereinkommen der IAO 
verwiesen, die ebenfalls Rechte und Pflichten von Sozial- 
partnern und Regierungen regeln. Um den Präventions- 
gedanken zu fördern, wird empfohlen, geeignete Maß- 
nahmen vor allem in Hochrisikobranchen und für beson- 
ders gefährdete Beschäftigte zu ergreifen. Um das 
Bewusstsein für den Arbeitsschutz zu stärken, sollen 
öffentliche Kampagnen durchgeführt, die Arbeitsschutz- 
erziehung gefördert und Informationen (z. B. Statistiken) 
zwischen allen Akteuren des Arbeitsschutzes ausge- 
tauscht werden. Ebenfalls gefördert werden soll die 
Arbeit von dreigliedrigen Ausschüssen, Problemlösun- 
gen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und der 
Arbeitsschutzmanagement-Systemansatz. 

Ein innerstaatliches Arbeitsschutzprogramm (Teil III) soll 
die Gefährdungsbeurteilung auf Arbeitsplatzebene 
berücksichtigen, Handlungsprioritäten nennen, weitere 
Expertenkreise berücksichtigen, mit anderen innerstaatli- 
chen Programmen (Gesundheit, Wirtschaft), soweit 
angemessen, abgestimmt sein und lAO-Urkunden aus 
dem Anhang der Empfehlung berücksichtigen. Teil IV 
konkretisiert die Anforderungen an ein nationales 
Arbeitsschutzprofil (z. B. Rechtsvorschriften, Arbeitsin- 
spektion, Arbeitsschutzforschung). Teile V (internationale 
Zusammenarbeit) und VI (Aktualisierung des Anhangs) 
richten sich an die IAO. 

Die Empfehlung konkretisiert die Vorgaben des Überein- 
kommens Nr. 187 in einzelnen Bereichen. 


II. Besonderes 

Absatz 1 verweist auf Teil II des Übereinkommens Nr. 155 
über den Arbeitsschutz, der die „Grundsätze einer inner- 
staatlichen Politik“ regelt. Dieser Bezug entspricht der 
Begriffsbestimmung in Artikel 1 Buchstabe a des Über- 
einkommens Nr. 187. 

Absatz 2 Buchstabe a empfiehlt den Mitgliedern der 
IAO, bei der Einrichtung, Ünterhaltung, fortlaufenden 
Entwicklung und regelmäßigen Überprüfung ihres 
Arbeitsschutzsystems die im Anhang der Empfehlung 
genannten Urkunden der IAO zu berücksichtigen. 
Besonders erwähnt werden die Übereinkommen Nr. 155 
über den Arbeitsschutz sowie die von Deutschland 
bereits ratifizierten Übereinkommen Nr. 81 über die 
Arbeitsaufsicht und Nr. 129 über die Arbeitsaufsicht in 
der Landwirtschaft. Mit diesem Hinweis soll betont wer- 
den, dass diese älteren Urkunden weiterhin gültig sind. 


Nach Absatz 2 Buchstabe b können die Mitglieder, die 
über die Einrichtung eines innerstaatlichen Arbeits- 
schutzsystems nach Artikel 4 Absatz 1 des Übereinkom- 
mens beraten, andere interessierte Kreise in diese Bera- 
tungen einbeziehen. 

Absatz 3 empfiehlt die Durchführung geeigneter Präven- 
tionsmaßnahmen für alle Arbeitnehmer. Insbesondere 
Hochrisikobranchen und besonderes gefährdete Arbeit- 
nehmergruppen (z. B. junge Beschäftigte) sind zu berück- 
sichtigen. 

Nach Absatz 4 soll für Frauen und Männer auch unter 
Einbeziehung der reproduktiven Gesundheit ein gleich 
hohes Schutzniveau gelten. § 2 Absatz 2 Arbeitsschutz- 
gesetz (ArbSchG) i. V. m. § 4 Nummer 8 ArbSchG sichert 
Männern und Frauen das gleiche Schutzniveau zu und 
berücksichtigt die geschlechtsspezifischen Aspekte. Für 
besonders schutzbedürftige Beschäftigte regelt § 4 
Absatz 6 ArbSchG, dass für diese Personengruppe spe- 
zielle Gefahren zu berücksichtigen sind. 

Absatz 5 beschäftigt sich mit der „präventiven Arbeits- 
schutzkultur“ im Sinne von Artikel 1 Buchstabe d des 
Übereinkommens Nr. 187. Nach Maßgabe der Buchsta- 
ben a bis g sollen sich die Mitglieder bemühen, folgende 
Punkte umzusetzen: Öffentliche Kampagnen, um das 
Bewusstsein für Arbeitsschutz zu stärken; Förderung der 
Arbeitsschutzerziehung: Bildungs- und Berufsbildungs- 
programme; Austausch von Statistiken zwischen Behör- 
den und Sozialpartnern; Beratung der Sozialpartner; För- 
derung von Arbeitsschutzausschüssen und die Benen- 
nung von Arbeitsschutzbeauftragten aus den Reihen der 
Beschäftigten. 

Absatz 6 empfiehlt die Förderung des Arbeitsschutz- 
Managementsystemansatzes entsprechend der „Leitlinie 
für Arbeitsschutz-Managementsysteme (ILO-OSH 
2001)“. Der lAO-Leitfaden wurde von einem Arbeitskreis 
von Bund, Ländern und Unfalversicherungsträgern unter 
Beteiligung der Sozialpartner und interessierter Kreise 
der Wirtschaft zu einem nationalen Leitfaden weiterent- 
wickelt. Die Umsetzung erfolgt sowohl durch Systeme 
der Länder (ACSA in Hessen, OHRIS in Bayern) als auch 
durch branchenspezifische Modelle der Unfallversiche- 
rungsträger. 

Nach Absatz 7 sollen sich die innerstaatlichen Arbeits- 
schutzprogamme im Sinne von Artikel 1 Buchstabe c des 
Übereinkommens Nr. 187 auf Grundsätze der Beurtei- 
lung und des Managements von Gefahren und Risiken 
stützen. 

In den Arbeitsprogrammen der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) spielt die Evaluierung von 
Gefahren und Risiken (Gefährdungsbeurteilung) eine 
zentrale Rolle. 

Nach den Absätzen 8 bis 12 sollen folgende Punkte bei 
den Programmen beachtet werden: Handlungsprioritä- 
ten, die regelmäßig zu aktualisieren sind; Beteiligung 
anderer interessierter Kreise außer den Sozialpartnern; 
präventive Ausrichtung; ggf. Abstimmung mit Program- 
men anderer Politikbereiche; Berücksichtigung der im 
Anhang der Empfehlung genannten lAO-Urkunden. 
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Die Festiegung der Handlungsprioritäten bei den Arbeits- 
programmen regeit § 20a Absatz 2 Nummer 2 ArbSchG. 
Die Beteiligung interessierter Kreise außer den Soziai- 
partnern regeit § 20b Absatz 3 ArbSchG: in Deutschiand 
sind das die Berufs- und Wirtschaftsverbände, die Wis- 
senschaft, die Kranken- und Rentenversicherungsträger 
sowie Einrichtungen im Bereich der Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit und Einrichtungen, die der För- 
derung der Beschäftigungsfähigkeit dienen. 

Eine Verpfiichtung, die Arbeitsschutzprogramme mit 
anderen Poiitikbereichen abzustimmen, ergibt sich auch 
aus der aktuellen Gemeinschaftsstrategie für Gesundheit 
und Sicherheit am Arbeitsplatz 2007 - 201 2 (siehe Nr. 5.4 
„Stärkere Kohärenz der Politik“). Deutsohland berück- 
sichtigt dieses Kohärenzgebot und koordiniert seine Pro- 
gramme mit anderen Politikfeldern. So ist z. B. das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
beim Arbeitsschutzprogramm „Sicher fahren und trans- 
portieren“ beteiligt. 

Die Mitglieder der IAO sind verpflichtet, lAO-Urkunden zu 
berücksichtigen bzw. regelmäßig zu prüfen, ob deren 
Ratifizierung möglioh ist. 

Absatz 13 empfiehlt die Erstellung und Aktualisierung 
eines innerstaatlichen Arbeitsschutzprofils durch Fort- 
schrittsmessung. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird jährlich ein sta- 
tistischer Bericht zum Stand von Sicherheit und Gesund- 
heit bei der Arbeit erstellt. Dieser Bericht „Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit“ besteht aus zwei Teilen: Zum 
einen gibt es einen Textteil, der kurze Erläuterungen zum 
angebotenen statistischen Material enthält, und einen 
Tabellenteil mit weiterführendem Zahlenmaterial. Zur 
besseren Übersicht sind im Textteil Verweise zu themen- 
verwandten Tabellen im Tabellenteil enthalten. Begin- 
nend mit den Rahmendaten zur Situation von Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit, wird ein umfassendes 
Bild gezeichnet: Neben Angaben zum Unfall- und Berufs- 
krankheitengeschehen wird auch die Arbeitssituation der 
Erwerbstätigen dargestellt. Jedes Jahr enthält der 
Bericht darüber hinaus einen Schwerpunkt, z. B. einen 
Wirtschaftszweig (hier auch KMU), für den die Besonder- 
heiten der Arbeite- und Gesundheitssituation detailliert 
analysiert werden. 


Der Empfehlung, ein innerstaatliches Arbeitsschutzprofil 
zu erstellen, wird auf Länderseite durch ein sogenanntes 
Länder-Scoreboard Rechnung getragen. 

Darüber hinaus werden die Arbeitsschutzsysteme der 
EU-Mitgliedstaaten regelmäßig vom Ausschuss Hoher 
Aufsichtsbeamter (SLIC) evaluiert. 

Absatz 14 Ziffer 1 nennt in den Buchstaben a bis I 

Informationen über Elemente, die ein nationales Arbeits- 
sohutzprofil ggf. enthalten sollte: Rechtsvorschriften 
(ggf. Tarifverträge); für die Arbeitsschutzgesetzgebung 
zuständige Stellen und Gremien; Mechanismen zur 
Sicherstellung der Rechtsvorschriften (Arbeitsinspekti- 
on); Förderung der Zusammenarbeit auf Unternehmens- 
ebene; triparitätischer Beirat für Arbeitsschutz; Arbeits- 
schutzausbildung; arbeitsmedizinische Dienste; Arbeits- 
schutzforschung; Datenerhebung und Analyse zu 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten; Zusammenarbeit 
mit einschlägigen Sozialversicherungssystemen; Unter- 
stützungsmechanismen für KMU. 

Absatz 14 Ziffer 2 listet in den Buchstaben a bis j Infor- 
mationen über Elemente des nationalen Arbeitsschutz- 
profils auf, die, soweit angemessen, ebenfalls genannt 
werden können: Mechanismen, um die Zusammenarbeit 
auf innerstaatlicher und betrieblicher Ebene zu koordinie- 
ren; technische Normen und Leitlinien; Bildungs- und 
Sensibilisierungsmaßnahmen; technische, medizinische 
und wissenschaftliche Einrichtungen; im Arbeitsschutz 
tätige Personen; Statistiken; Arbeitsschutzpolitiken der 
Sozialpartner; Finanz- und Haushaltsmittel für den 
Arbeitsschutz; Daten zur Demografie, Alphabetisierung, 
Wirtschaft und Beschäftigung. 

Zu den Einzelheiten bezüglich der Umsetzung dieser in 
Absatz 14 enthaltenen Vorgaben in Deutschland wird auf 
die Ausführungen in der Denkschrift zu Artikel 3 und 4 
des Übereinkommens Nr. 187 verwiesen. 

Nach Absatz 15 Buchstabe a bis c soll die IAO die 

internationale technische Zusammenarbeit unterstützen, 
die Kapazitäten für eine präventive Arbeitsschutzkultur 
stärken, den Managementsystemansatz und die Ratifi- 
zierung von lAO-Urkunden fördern. Weiter soll die IAO 
Informationen über die erzielten Fortschritte bereitstellen. 

Absatz 16 beauftragt den Verwaltungsrat der IAO, den 
Anhang der Empfehlung zu überprüfen und zu aktuali- 
sieren. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des 
Gesetzes auf Bürokratiekosten, die durch Informations- 
pflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden keine Informations- 
pflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. Es entste- 
hen keine Bürokratiekosten für Wirtschaft, Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Verwaltung. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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